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Vei kündet

am 13, Juli 1954
Grunau, JustizoberSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Firma Chemische Werke AflHP, Aktiengesellschaft 
in W H H l H P - B H f l H P *  vertreten durch ihren Vorstand, 
daselbst,

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.

g e g e n

die Firma 
vertreten durc

__, Aktiengesellschaft in
ihren Vorstand, daselbst,
Klägerin und Revisionsbeklagte, 

- Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Br.

hat der j$rste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 13. Juli 1954 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Wilde, Br, Birnbach, Br. Nastelski,
Br. Christoph und Br. Weiß
für Recht erkannt%

Bas Urteil des 7. Zivilsenats des Oberlandesgerichts
in Büsseldorf vom 3. Bezember 1952 wird im Kostenpunkte
und insoweit aufgehoben, als darin die Beklagte zur
Zahlung von mehr als 2.324,25 BM

in Buchstabens -zweitausenddreihundertvierundzwanzig-
Beutsche Mark und 25 Bpf

verurteilt worden ist.
In diesem Umfange wird die Sache an das Berufungsge­
richt zur anderweiten Verhandlung und Üntscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Die Klägerin hat aus dem Dampfer MCh| 
im Juni 1948 für die Beklagte 2,500 to Kies nach Am( 
befördert. Die Ladung wurde zunächst nach D( 
verfrachtet, dort umgeschlagen und darauf mit den Kähnen 
"HflHP und " Y / e f l H H H H B  B n nach Amöneburg gebracht

Dabei wurde der Kahn B P 1 am 5. Juni 1948 vor­
gelegt und am 7. und 8, Juni beladen« Am 10, Juni trat er 
die Fahrt an und kam am 18. Juni 1948 in A m f l H H P  & Die 
Löschung der Ladung erfolgte am 24. und 25. Juni 1948.

Der Kahn "WeflIBIBBBP V  wurde am 8. Juni 1948 
vorgelegt. Seine Beladung wurde am gleichen Tage begonnen 
und am 11. Juni 1948 beendet. Noch am selben Tage trat der 
Kahn die Fahrt an. Am 19. Juni 1948 traf er in 
ein, wo das Löschen der Ladung am 25. Juni begann und am 
29. Juni 1948 beendet wurde.

Die Entladung beider Kähne erfolgte in der eigenen 
Verftanlage der Beklagten, nachdem ihr die Ladescheine am 
21. Juni 1948 übergeben worden waren.

Die Klägerin erteilte der Beklagten über diese Fracht 
reisen drei gesonderte Rechnungen für die Teilabschnittes 
Transport von nach Umschlag im dor­
tigen Binnenschiffahrtshafen und Weitertransport nach Amöne 
bürg. Die für die beiden ersten Abschnitte auf Reichsmark 
ausgestellten Rechnungen bezahlte die Beklagte. Sie lehnte 
aber die Bezahlung der ihr für den Schiff transport 
R ^ H P  nach A m ^ H H )  in Rechnung gestellten DM-Beträge 
von 6.552,90 DM und 6.914,10 DM ab, weil die Leistungen 
der Klägerin für diesen Beföx'derungsabschnitt zum Teil be­
reits vor der Y.ährungsreform erbracht worden seien.
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Die Klägerin vertritt den Standpunkt, daß sie zur 3e-; 
rechnung ihrer Frachtforderung in DM für den dritten Beför- 
derungsahschnitt berechtigt sei, weil ihre Gegenleistung 
vor dem Währungsstichtag, 21. Juni 1948, im Sinne des § 18 
Abs 1 Ziff 2 UmstG noch nicht bewirkt worden sei. Das sei 
bei einem Binoenschiffahrtsvertrage erst mit der Löschung 
des Schiffes der Fall, weil der Schiffer während der Lösch­
zeit das Schiff zur Verfügung des jSmpfängers halten müsse. 
Mit vorliegender Klage verlangt die Klägerin von ihren vor-., 
bezeichneten Fraclnforderungen Zahlung eines Teilbetrages * 
von 5.000,- DM,

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. Sie hält 
sich zur Bezahlung der vollen Fracht in DM nicht für ver­
pflichtet. Nach ihrer Ansicht ist die eigentliche Frachtfüh­
rertätigkeit der Klägerin im Rahmen der von ihr in DM berech­
neten Fahrten bereits vor dem Währungsstichtag beendet ge­
wesen. Die lediglich später erfolgte Löschung der beiden 
Kahne sei ohne Zutun der Schiffer geschehen. Durch die Über­
gabe der Ladescheine vor dem Währungsstichtag sei ihr die 
Ladung selbst bereits in diesem Leitpunkt übergeben worden. 
Sie habe daher schon vor der Währungsreform volle Verfügungs­
gewalt über die am Bestimmungsort angekommenen Ladungen ge­
habt. Bine Umstellung der gesamten Fr acht ford erung im Ver­
hältnis 10 : 1 komme nach der genannten Vorschrift nur in 
Frage, wenn und soweit die Gegenleistung der Klägerin vor 
dem 21. Juni 1948 noch nicht bewirkt gewesen sei. Die Fracht- 
forderung der Klägerin für den dritten Beförderungsäbschnitt 
sei daher derart zu unterteilen, daß der die Beladung und 
Fahrt betreffende Teil der Fr acht ford erung im Verhältnis 
10 t 1 und lediglich der Teil, der die nach dem 21. Juni 
1948 erfolgte Löschung betreffe, im Verhältnis 1 : 1 umzu­
stellen sei. Bei diesem Verfahren erreiche die Forderung 
der Klägerin den eingeklagten Betrag von 5.000,- DM nicht.
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Das Landgericht hat die Beklagte nach dem Klageanträ­
ge verurteilt. Die Berufung der Beklagten ist zurückgewiesen 
worden.

Mit der Revision beantragt die Beklagte, das Urteil 
des Berufungsgerichts im Kostenpunkt und insoweit aufzuhe­
ben, als darin die Berufung der Beklagten gegen das landge­
richtliche Urteil zu einem höheren Betrage als 2.324f25 DM 
zurückgewiesen worden ist, und unter Abänderung des land­
gerichtlichen Urteils die Klage in Höhe von 2.675,75 DM ab­
zuweisen.

Die Klägerin bittet um Zurückweisung der Revision.

Bntscheidunffsgründ es

Auch die ursprüngliche Klagesumme von 5.000 DM, wovon 
jetzt nur noch 2.675,75 DM im Streit sind, erreichte die 
vorgeschriebene Revisionssumme von über 6.000,- DM nicht.
Die Revision ist aber zulässig, da das Berufungsgericht sie 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der vorliegenden Rechts­
sache gemäß § 546 ZPO zugelassen hat.

Soweit die Beklagte das Urteil des Berufungsgerichts 
entsprechend ihrem in der RevisionsbegründungsSchrift ent­
haltenen Anträge nur noch hinsichtlich eines Betrages von 
2.675,75 DM anficht, liegt hinsichtlich des überschießenden 
Betrages von 2.324,25 DM eine teilweise Revisionsrücknahme 
vor*. Die Revisionsschrift enthält keinen Antrag. Sie ist 
aber als Revisionseinlegung in vollem Umfange anzusehen, da 
sie unter Hinweis auf die volle Summe des Streitgegenstan­
des von 5.000,—  DM ohne BinSchränkung erfolgte.
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In verfahrensrechtlicher Hinsicht könnten gegen die 
angefochtene Entscheidung insofern Bedenken bestehen, als 
darin keine Ausführungen darüber enthalten sind, wie der 
eingeklagte Teilbetrag von 5-000,—  DM auf die beiden im 
Streit befindlichen Prachtlohnforderungen anzurechnen sind» 
Eine solche Abgrenzung ist zur Vermeidung von Unklarheiten 
hinsichtlich der Rechtskraftwirkung des Urteils notwendig 
(RGrZ 157, 326). Nach Lage der Sache kann hier aber angenom­
men werden, daß die Klageforderung je zur Hälfte auf die 
etwa gleichhohen#Prachtlohnforderungen verteilt werden soll.

In der Sache selbst geht das Berufungsgericht in Über­
einstimmung mit der öenatsentScheidung (BGHZ 1, 396 ff) da­
von aus, daß der Frachtvertrag als eine aonderform des Werk­
vertrages im Sinne des § 18 Abs 1 Ziff 2 UmstG anzusehen sei. 
Unter Hinweis auf die genannte Senatsentscheidung und BGHZ 
1, 229 2^32/ hat das Berufungsgericht dann die Frage des Vor- 
liegens einer teilweisen Bewirkung der Leistung im Sinne der 
genannten Vorschrift darauf abgestellt, ob der bisher erziel­
te Arbeitserfolg zu einem wirtschaftlich abgrenzbaren Teil­
erfolg geführt hat. Eine solche Aufgliederungsmöglichkeit 
hinsichtlich des hier streitigen letzten Teiles des ‘Fracht­
geschäfts; der Flußreise von nach
verneint das Berufungsgericht, Es führt insoweit aus, bei 
Instandsetzungsarbeiten an einer im Eigentum des Bestellers 
gebliebenen Sache, wie sie der Entscheidung BGHZ 1, 229 ff 
zugrunde gelegen hätten, habe eine noch nicht beendete Repa­
ratur sowohl technisch als4 auch wirtschaftlich Bedeutung, 
weil sie jederzeit fortgesetzt und auch wertmäßig berechnet 
werden könnte. Hiervon könne aber bei einem Flußfrachtver­
trag vor Löschung der Ladung keine Hede sein; denn die Lei­
stung des Unternehmers sei bis zur Entladung technisch ohne 
Bedeutung, weil sie nicht ohne weiteres, d.h. ohne seine Mit­
wirkung fortgesetzt werden könne. Ohne die Entladung habe 
die Leistung der Frachtführer auch keinen wirtschaftlichen
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Wert. Der Frachtvertrag sei, wie auch in äer eingangs be- 
zeichneten Senatsentscheidung ausgesprochen sei, ein recht­
lich und wirtschaftlich einheitlicher Vertrag. Die Fracht­
forderung umfasse die gesamten Leistungen des Frachtführers 
von der Beladung der Kähne bis zur Löschung der Fracht. Sie 
könne daher nicht entsprechend dem Vorbringen der Beklagten 
in die Abschnitte Beladen, Transport und Entladen aufgespal­
ten werden, Eine solche zeitliche Unterteilung sei zwar be­
grifflich möglich, habe jedoch keine praktische Bedeutung 
in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht. Bei dieser oach 
läge könne es - entgegen der im oben bezeichneten Urteil 
des erkennenden Senats vertretenen Ansicht - nicht darauf 
ankommen, ob die Gestaltung der Frachtsätze in der damaligen 
Zeit eine angemessene Verteilung des Entgelts auf den bis 
zum Währungsstichtag bewirkten und den noch nicht bewirkten 
Teil der Leistung zulasse. Die Beklagte übersehe vor allem 
auch, daß in der Fracht die allgemeinen Unkosten der Kläge­
rin enthalten seien, die von ihr in Deutscher Mark aufzu­
bringen gewesen seien, soweit es sich um die Gehälter ihrer 
Angestellten und um die Vergütung an den Schiffsführer ge­
handelt habe«

Diese Erwägungen des Berufungsgerichts sind nicht frei 
von Kechtsirrtuw. Es ist zwar richtig, daß bei einem Fluß­
frachtvertrag vor Ablieferung der Güter an den Empfänger 
der Frachtführer seine Leistungspflicht, die neben dem ei­
gentlichen Transport die Vorhaltung der Schiffe zur Beladung 
und Entladung umfaßt, nicht erfüllt hat und daß Beladen, 
Transport und Entladen keine wirtschaftlich selbständigen 
Abschnitte des Frachtvertrages darstellen. Die wirtschaft­
liche Selbständigkeit der bewirkten Teilleistung ist jedoch 
kein Erfordernis der teilweisen Bewirkung der Leistung im 
Sinne des § 18 Abs 1 Ziff 2 UmstG, was das Berufungsgericht 
offenbar annimmt; denn es hebt besonders hervor, daß es 
bei der Entscheidung darauf ankonune, ob der bisher erzielte
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Arbeitserfolg eine wirtschaftlich oder technisch selbstän­
dige Bedeutung habet is genügt vielmehr, daß der bereits 
erzielte Arbeitserfolg im Rahmen der Herstellung des Erfol­
ges irgendwie wirtschaftlich oder technisch Bedeutung hat 
(BGHZ 1, 234 /?36/). Eine solche wirtschaftliche Bedeutsam­
keit einer Leistung kann schon dann vorliegen, wenn im Pal- 
le der Unterbrechung der Leistungen auch ein anderer die zur 
Herbeiführung des erstrebten Erfolges erforderlichen Arbei- 
ten fortsetzen kann. Las ist bei Verträgen der vorliegenden 
Art ohne weiteres der Pall. Lie eigentlichen Entlöschungs- 
arbeiten sind nach den Peststellungen des Berufungsgerichts 
ohnehin Aufgabe der Beklagten gewesen. Soweit der Fracht- 
führer bei der Löschung mitzuwirken hatte, durch Zugänglich- 
macbung des Löschungsgutes und gewisses Hand- in-Handarbei­
ten mit dem Empfänger, konnte dies auch ohne besondere Schwi( 
rigkeiten durch einen Lritten geschehene Es ist entgegen der 
Annahme des Berufungsgerichts also davon auszugehen, daß die 
Beendigung des eigentlichen Transportes der Güter beim Fluß­
frachtvertrage, die Ankunft der Güter im Löschungshafen, 
ein wirtschaftlich bedeutsamer Teil der vom Frachtführer 
zu erbringenden Leistung ist und somit die Bewirkung einer 
Teilleistung im Sinne des § 18 Abs 1 Ziff 2 UmstG darstellt. 
Für die hier streitige Frage kann die Gestaltung und Berech­
nung der Frachtsätze ein Anzeichen sein. Eine Voraussetzung 
für die wirtschaftliche Bedeutung der Teilleistung stellt 
sie jedenfalls nicht dar (vgl auch Urt des II. Zivilsenats 
vom 30. Mai 1951 - LM § 18 Abs 1 Ziff 2 UmstG Nr 8). Inso­
weit kommt es auch nicht darauf an, ob die Gestaltung der 
Frachtsätze ohne weiteres eine Verteilung des Frachtlohnes 
auf den vor dem WährungsStichtag bewirkten und den nicht 
bewirkten Teil der Leistung zuläßt. Liese Verteilung mag



im einzelnen schwierig sein. Als unmöglich kann sie nicht 
angesehen •werden. Bereits in der Entscheidung BGHZ 1, 229 
/?33/ ist darauf hingewiesen, daß insoweit etwa vorhandene 
Vorkalkulationen herangezogen werden können und, falls sol­
che nicht vorliegen, im Wege der Dachkalkulation die zur 
Herbeiführung des Erfolges gemachten Aufwendungen des Un­
ternehmers einen Anhaltspunkt für den Y/ert der von ihm be­
wirkten Teilleistung bilden können* Jedenfalls dürfen ße- 
weisschwierigkeiten insoweit nicht dazu führen, einer Lei­
stung des Unternehmers den Charakter einer teilweise bewirk­
ten Leistung im öinne des § 18 Abs 1 Ziff 2 UmstCr abzuspre­
chen (vgl auch OGHZ 3, 226 ff)o Die Beklagte hat außerdem 
nach dieser Richtung in ihrem Schriftsatz vom 2* Juli 1952 
unter Berufung auf Sachverständigengutachten vorgetragen, 
daß sich die Pracht aus der sogenannten Kahnmiete und dem 
Schlepplohn zusammensetze* Die Revision hat auch dementspre­
chend den Betrag von 2.324,25 DM, hinsichtlich dessen die 
Revision zurückgenominen worden ist, der Klägerin unter Zu­
grundelegung eines Umstellungsverhältnisses 1 t 1 als so­
genannte Kahnmiete für beide Kähne für die Zeit nach der 
Y;ährungsumstellung bis zur Entladung, unter Berücksichtigung
einer geleisteten RM-Zahlung, zugebilligt» Diese frage der♦Verteilung bedarf aber hinsichtlich des noch offen geblie­
benen Teiles der Prachtlohnforderung einer weiteren 
tatsächlichen Aufklärung*



Nach alledem war die angefochtene Entscheidung aufzu­
heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei­
dung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, dem auch 
die Entscheidung über die Kosten der Revision vorzubehalten 
war*

Wilde Birnbach Nastelski

Christoph Bfi- Br. Weiß ist durch
Urlaub und Ortsabwesenheit 
an der Unterschriftsleistung 
verhindert.

Wilde
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